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Für die unter Mitwirkung des Auktionshauses ab dem 30. August 
2024 durchzuführenden Versteigerungen von Grundstücken, Grund-
stücksteilen und grundstücksgleichen Rechten gelten die folgenden

VERSTEIGERUNGSBEDINGUNGEN 
(im Folgenden auch „Allgemeine Versteigerungsbedingungen“ genannt)

1. Allgemeines
Jeder Veräußerer, der ein Grundstück, Grundstücksteil oder grund-
stücksgleiches Recht – nachstehend „Objekt“ genannt – dem Auk-
tionator zur Versteigerung anvertraut, ist verpflichtet, das Verkaufs-
angebot bis zur Beendigung des letzten katalogmäßig bezeichneten 
Versteigerungstermins aufrecht zu erhalten. Die Versteigerung er-
folgt an den vom Auktionshaus bezeichneten Orten. Das Auktions-
haus bestimmt den Auktionator, der die Versteigerung des Objektes 
dann konkret durchführt. Soweit der Gegenstand der Versteigerung 
eine katastermäßig nicht bezeichnete Teilfläche ist, gilt: Das Leis-
tungsbestimmungsrecht, insbesondere auch das der Bestimmung 
der konkreten Grenzpunkte, steht insoweit dem Veräußerer zu, der 
dieses vertragsgemäß unter Umsetzung der der Urkunde beigefüg-
ten Planskizze auszuüben hat. Der Auslobungstext kann weitere 
Konkretisierungen enthalten. 

2. Geldwäsche/Registereintragungen
Ein Bieter, der nach den Regeln des Geldwäschebekämpfungsge-
setzes in das Transparenzregister einzutragen ist, hat bei Abgabe 
des Gebotes sicherzustellen, dass bei erteiltem Zuschlag der Eintra-
gungsnachweis und zusätzlich die Dokumente zur Eigentums- und 
Kontrollstruktur vorliegen, so dass eine Beurkundung des Zuschlags 
unmittelbar nach dem erfolgten Zuschlag gewährleistet ist. Der Er-
werb eines Grundstücks durch eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
ist nur möglich, wenn die GbR bereits als sog. „eGbR“ im Gesell-
schaftsregister registriert wurde. Sollte der Ersteher die vorstehen-
den Vorgaben nicht erfüllen, kann der Auktionator den Zuschlag ab-
erkennen und frühere Bieter fragen, ob sie ihr Gebot aufrechterhalten 
und die Versteigerung von dem höchsten aufrecht erhaltenen Gebot 
an wiederholen oder fortsetzen. Diese Regelungen gelten auch für 
den Nachverkauf.

3. Auktionsablauf
Bei den zur Versteigerung gelangenden Objekten ist mit dem Veräu-
ßerer ein Mindestpreis (Limit) vereinbart, mit dessen Aufruf die Ver-
steigerung des Objektes beginnt, soweit nicht bereits der Auktiona-
tor ein höheres schriftliches Gebot mitteilt. 

Der Auktionator behält sich vor, die Beträge, um die ein neues Gebot 
vorherige Gebote mindestens übersteigen muss (Steigerungsspan-
ne), bei jedem Objekt von Fall zu Fall festzusetzen. Die Steigerungs-
spanne beträgt € 500,00, soweit nicht vom Auktionator ein anderer 
Betrag verkündet wird. Sie kann auch während der Auktion verändert 
werden.

Jeder Bieter bleibt an ein abgegebenes Gebot so lange gebunden, bis 
dieses durch einen anderen Bieter durch ein höheres Gebot überbo-
ten wird. 

Falls mehrere Bieter ein gleich hohes Gebot abgeben, gilt nur das 
Gebot, das vom Auktionator zuerst zur Kenntnis genommen wurde. 
Bei etwaigen Zweifeln oder Unklarheiten über die Geltung eines Ge-
botes entscheidet der Auktionator nach seinem Ermessen, ob er den 
Zuschlag erteilt oder die Versteigerung wiederholt. Der Auktionator 
kann schriftliche und während des Aufrufs der Objekte fernmündlich 
abgegebene Gebote zulassen, wenn der Bieter einem an der Verstei-

gerung anwesenden Bevollmächtigten rechtzeitig vor Aufruf eine 
Vollmacht erteilt hat, und diese dem Auktionator in Textform recht-
zeitig vor Aufruf vorliegt (offene Vertretung). Durch solche Gebote 
werden die Versteigerungsbedingungen uneingeschränkt anerkannt. 
Die Höhe schriftlich abgegebener Gebote ist bei Beginn der Verstei-
gerung des Objektes nach Bekanntgabe des Limits vom Auktionator 
den Anwesenden mitzuteilen. Durch die Abgabe eines schriftlichen 
Gebotes bevollmächtigt der Bieter den Auktionator und seinen Be-
vollmächtigten zur Mitteilung des Gebotes und zur Entgegennahme 
des Zuschlages. Es ist dem Auktionator verboten für einen ande-
ren auf seinen Versteigerungen zu bieten, es sei denn, dass gemäß 
§ 34 b (6) 3. GewO ein schriftliches Gebot des anderen vorliegt.

Der Zuschlag wird dem Meistbietenden nach dreimaligem Aufruf ge-
mäß § 7 VerstV erteilt. Der Bieter, der in verdeckter Vollmacht für den 
Meistbietenden das Gebot abgegeben hat, haftet bei Erteilung des 
Zuschlages neben diesem als Gesamtschuldner für die Erfüllung aller 
durch das Zustandekommen des Vertrages begründeten Verbindlich-
keiten, soweit er nicht spätestens zur Beurkundung von Gebot und 
Zuschlag eine grundbuchfähige Vollmacht des Vertretenen vorlegt. 
Erteilt der Auktionator den Zuschlag an eine juristische Person, so 
kann das Auktionshaus verlangen, dass deren gesetzlicher Vertreter 
neben der juristischen Person persönlich dafür einsteht, dass die er-
werbende juristische Person allen vertraglich übernommenen Zah-
lungsverpflichtungen gegenüber allen Gläubigern nachkommt. Auch 
hat der Organvertreter den Verpflichtungen der von ihm vertretenen 
juristischen Person als Gesamtschuldner persönlich beizutreten. 

Falls Objekte zur Versteigerung gelangen, bei denen der Auktionator 
selbst als Miteigentümer beteiligt ist, ist dies bei Beginn der Verstei-
gerung bekannt zu geben. 

4. Bietungssicherheit 
Das Auktionshaus ist berechtigt, nach seinem freien Ermessen von 
jedem Ersteher bei Zuschlag eine Bietungssicherheit in Höhe von bis 
zu 10 % des Kaufpreises, mindestens jedoch € 2.000,00, zu verlangen. 
Die Bietungssicherheit ist unbar auf das Konto eines vom Auktions-
haus bestimmten öffentlich bestellten und vereidigten Auktiona-
tors zu hinterlegen, der diese anschließend dem Notaranderkonto 
zuführt. Die Bietungssicherheit gilt zunächst als Anzahlung auf den 
Kaufpreis. Wird sie hierfür nicht benötigt, dann sichert sie erstrangig 
die Aufgeld-/Entgeltansprüche des Auktionshauses gegen den Ver-
äußerer und den Ersteher und nachrangig sämtliche Ansprüche des 
Veräußerers gegen den Ersteher, insbesondere den Anspruch auf 
etwaigen Schadensersatz, auf Aufwendungsersatz sowie auf Be-
freiung des Veräußerers von seiner gesamtschuldnerischen Haftung 
für Kosten und Steuern. Die Bietungssicherheit kann mit Ablauf der 
vereinbarten Zahlungsfrist für diese Zwecke verwendet werden, oder 
wenn der Ersteher gegen seine Vertragspflichten verstößt. Die Bie-
tungssicherheit kann jedoch nur nach übereinstimmender Weisung 
des Veräußerers, des Erstehers und des Auktionshauses ausgezahlt 
werden. Kommt eine derartige Weisung nicht zustande, kann die Bie-
tungssicherheit bis zum Vorliegen eines rechtskräftigen Urteils, mit 
dem der Auszahlungsberechtigte festgestellt wird, bei der Hinterle-
gungsstelle des Amtsgerichts am Orte der Versteigerung hinterlegt 
werden. Erhält der Bieter nicht den Zuschlag ist die Bietungssicher-
heit sofort zurückzuzahlen. 

5. Beurkundungsverfahren
Die notarielle Beurkundung erfolgt regelmäßig in der Weise, dass 
der anwesende Notar Gebot und Zuschlag nach § 156 BGB i.V.m. § 15 
BeurkG beurkundet. Vertragsinhalt werden dann Gebot und Zuschlag 
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sowie der vor dem Bietungsverfahren verlesene Auslobungstext und 
die allgemeinen Versteigerungsbedingungen, wobei der Auslobungs-
text vorgeht. Insbesondere für die Beschreibung des Vertragsgegen-
standes ist allein der zur Versteigerung verlesene Auslobungstext 
maßgeblich. Soweit der Kaufpreis bei Zuschlag nicht in voller Höhe 
hinterlegt worden ist, hat sich der Ersteher zudem in Ansehung des 
Kaufpreises persönlich der sofortigen Vollstreckung zu unterwer-
fen. Vertragliche Hauptleistungspflichten des Erstehers sind ferner 
die Verpflichtung zur fristgerechten Abgabe einer Vollmachtsbe-
stätigung in der Form des § 29 GBO (ggf. nebst formgerechtem Ver-
tretungsnachweis)  – soweit er nicht bei der Zuschlagsbeurkundung 
persönlich anwesend war oder nicht unter Vorlage einer grund-
buchfähigen Vollmacht vertreten wurde – und die Verpflichtung zur 
fristgerechten Zahlung der Grunderwerbsteuer. Die Kosten für die 
notarielle Beurkundung werden zur Vermeidung der Zweitkosten-
schuldnerhaftung im Vorschusswege unmittelbar nach Beurkundung 
des Vertrages vom Notar erhoben und sind vom Ersteher unverzüg-
lich zu bezahlen; dies ist vertragliche Hauptleistungspflicht. 

Finanzierungsgrundschulden zur Finanzierung des Kaufpreises oder 
andere Zwecke darf der Ersteher nur bestellen, wenn der Veräuße-
rer eine entsprechende Vollmacht erteilt hat und nur zugunsten von 
Kreditinstituten mit Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb (§ 32 KWG) in 
Deutschland in Form einer mindestens in Deutschland im Register 
eingetragenen Zweigniederlassung. Die so bestellten Grundpfand-
rechte dürfen zudem erst zur Eintragung beantragt werden, sobald 
der Notar sichere Kenntnis davon erlangt hat, dass der Kaufpreis voll-
ständig gezahlt oder hinterlegt ist, und keine den Vollzug verhindern-
den Auflagen mit der Hinterlegung verbunden sind. 

Im Falle der Nichterfüllung einer Hauptleistungspflicht stehen dem 
jeweiligen anderen Vertragspartner die Rechte wegen Nichterfüllung 
einer Hauptleistungspflicht (Schadensersatz statt Leistung §§ 280, 
281 BGB bzw. das Recht zum Rücktritt § 323 BGB) zu.

Jede Vertragspartei kann auf eigene Kosten von der notariellen Urkun-
de auf Antrag Abschriften und beglaubigte Abschriften beantragen.

Veräußerer und Ersteher sind verpflichtet, dem Auktionshaus, dem 
beurkundenden Notar und dem anderen Vertragspartner jede Ad-
ressänderung unverzüglich in Textform mitzuteilen.

Alle Vertragsparteien verpflichten sich – sofern bei Beurkundung der 
Zuschlagsurkunde noch nicht vorliegend – unverzüglich ihre steuer-
lichen Identifikationsnummern nach §§ 139a ff AO mitzuteilen.

6. Feststellungen zum Objekt
Der Auktionator lässt durch das Auktionshaus im Auftrage des Eigen-
tümers folgende Feststellungen bezüglich des Objektes treffen:

a)	� Eintragungen in Abt. I, II und III des Grundbuchs sowie Flächen-
größe lt. Eintragung im Bestandsverzeichnis.

b)	� Auflagen der zuständigen Kommune oder zuständigen unte-
ren Bauaufsichtsbehörde sowie des jeweils zuständigen Be-
zirksschornsteinfegermeisters, jeweils im eigenen Ermessen 
des Auktionators, es sei denn, dies wurde vom Veräußerer aus-
drücklich beauftragt.

c)	� Bei vermieteten Objekten der tatsächliche, zuletzt festgestell-
te Soll-Mietzins (Jahresmiete netto).

Soweit die vorstehend aufgeführten Angaben zu (a) bis (c) durch den 
Auktionator mitgeteilt werden, übernehmen der Auktionator und 
das Auktionshaus keine Haftung für deren Richtigkeit. Soweit das 
Auktionshaus bis zur Versteigerung die vorstehenden Angaben von 
den zuständigen Stellen nicht erhalten hat, wird dies vom Auktions-
haus im Auslobungstext bekannt gegeben. Die Angaben zu den Mie-
ten und den Betriebskosten können sich zwischen dem Zeitpunkt 
der Versteigerung und dem Zeitpunkt der wirtschaftlichen Übergabe 
von Nutzen und Lasten ändern, sei es durch zwischenzeitlichen Leer-
stand oder Neuvermietung.

7. Haftungsausschluss
Der Erwerb des versteigerten Objektes erfolgt nicht immer in einem 
zur sofortigen Nutzung geeigneten, teilweise sanierungs- bzw. re-

novierungsbedürftigen Zustand und damit, soweit sich nicht etwas 
anderes aus dem Auslobungstext ergibt, wie es im Zeitpunkt des 
Zuschlags steht und liegt, d. h. unter Ausschluss aller Ansprüche und 
Rechte des Erstehers wegen eines Sach- oder wegen eines Rechts-
mangels des Grundstücks oder des Gebäudes. In solchen Fällen 
muss der Ersteher je nach Sachlage mit erheblichen zusätzlichen 
Aufwendungen rechnen, um das Objekt in einen gebrauchsüblichen 
Zustand zu versetzen. Vom vorstehenden Haftungsausschluss sind 
ausgenommen:

a)	� Ansprüche und Rechte für Schäden, die auf einer vorsätzlichen 
Pflichtverletzung des Veräußerers beruhen. 

b)	� Wenn der Ersteher Verbraucher im Sinne des Gesetzes ist, sind 
Ansprüche wegen Körperschäden vom Haftungsausschluss 
nicht erfasst, wenn der Veräußerer die Pflichtverletzung zu 
vertreten hat, ebenso sonstige Schäden, die auf einer vorsätz-
lichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung des Veräuße-
rers beruhen. 

c)	� Einer Pflichtverletzung des Veräußerers steht die eines ge-
setzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen gleich.

8. Haftung des Auktionshauses und des Auktionators
Das Auktionshaus und der Auktionator haften den am Bietungsver-
fahren Beteiligten lediglich für eine den gesetzlichen Bestimmungen 
entsprechende Vorbereitung und Durchführung der Versteigerung. 
Soweit das Auktionshaus oder der Auktionator sich auf Angaben und 
Unterlagen Dritter stützen, stehen sie nur für die zutreffende Über-
mittlung, nicht aber für die objektive Richtigkeit ein. Dies gilt auch 
für eine etwaige Übermittlung von Identifikationsmerkmalen nach 
§§ 139a ff. AO über sie. Offenbarungspflichtige Tatsachen übermittelt 
das Auktionshaus lediglich als Bote. Deren rechtzeitige Bekanntgabe 
zur Aufnahme in den Auslobungstext obliegt allein dem Veräußerer. 
Ansprüche und Rechte der am Bietungsverfahren Beteiligten wegen 
einer Pflichtverletzung des Auktionshauses und des Auktionators – 
insbesondere für die Beratung in Bewertungsfragen und wegen der 
Sachmängel am Objekt – sind ausgeschlossen. Ausgenommen sind 
Ansprüche des Veräußerers und des Erstehers wegen Körperschä-
den, wenn das Auktionshaus oder der Auktionator diese Pflichtver-
letzung zu vertreten hat und der Betroffene Verbraucher im Sinne 
des Gesetzes ist. Der Haftungsausschluss gilt nicht für Schäden, bei 
denen der Auktionator oder das Auktionshaus die Pflichtverletzung 
vorsätzlich oder grob fahrlässig gegenüber dem Veräußerer oder dem 
Ersteher zu vertreten hat.

9. Besitzübergang
Besitz, Nutzen und Lasten (Besitzübergang) gehen vorbehaltlich an-
derslautender Angaben im Auslobungstext am Monatsersten über, 
der auf die Zahlung bzw. die vertragsgemäße Hinterlegung des ge-
samten Kaufpreises beim Notar oder beim Auktionator als Treuhän-
der folgt. 

Der Veräußerer ist verpflichtet, sämtliche laufenden öffentlichen 
und privaten Lasten des Grundstückes bis zum Übergabestichtag 
und alle Kosten für die am Tage der Versteigerung vorhandenen Er-
schließungsanlagen wie Straße, Kanalisation usw. zu tragen und den 
Bezirksschornsteinfegermeister vom Besitzübergang zu informieren, 
soweit für das Vertragsobjekt eine gesetzliche Kehrpflicht besteht. 
Etwaige am Übergabestichtag noch nicht abgerechnete oder rück-
ständige Lasten oder Erschließungskosten, die sich auf Erschlie-
ßungsmaßnahmen bis zum Tage der Auktion beziehen, sind vom 
Veräußerer zu tragen. Erschließungskosten für Maßnahmen, die nach 
dem Tage der Auktion durchgeführt werden, trägt der Ersteher. So-
weit der Veräußerer schon Leistungen für Zeiträume erbracht hat, die 
nach dem Übergabestichtag liegen, ist der Ersteher zur Erstattung 
verpflichtet. Der Wert etwaiger am Übergabestichtag vorhandener 
Vorräte an Heizöl oder sonstigem Brennstoff ist von dem Ersteher an 
den Veräußerer zu erstatten.

Mit der Übergabe übernimmt der Ersteher auch alle zivil- und öffent-
lich-rechtlichen Verkehrssicherungspflichten hinsichtlich des Objek-
tes und stellt den Veräußerer von ihrer Erfüllung frei.



78

10. Rücktritt bei Vorkaufsrechtsausübung
Soweit ein bestehendes gesetzliches oder dinglich gesichertes Vor-
kaufsrecht oder ein dem Erwerber beim Zuschlag bekanntes lediglich 
schuldrechtliches Vorkaufsrecht ausgeübt wird, ist der Veräußerer 
zum Rücktritt vom Vertrag gegenüber dem Ersteher berechtigt. Wird 
ein Vorkaufsrecht nur für einen Teil des Vertragsgegenstandes aus-
geübt, ist der Veräußerer berechtigt vom Kaufvertrag insgesamt oder 
hinsichtlich des betroffenen Teiles zurückzutreten. Im letztgenann-
ten Fall steht sodann dem Ersteher das Recht zu, hinsichtlich des ver-
bleibenden Vertragsgegenstandes insgesamt zurückzutreten. Die-
ses Rücktrittsrecht erlischt, wenn die Erklärung nicht binnen eines 
Monats ab Zugang der Teilrücktrittserklärung des Veräußerers bei 
diesem zugeht. Dem Ersteher stehen außer etwaigen gesetzlichen 
Ansprüchen aus dem Rücktritt keine darüber hinaus gehenden An-
sprüche gegen den Veräußerer zu. Im Falle eines ausgeübten Rück-
tritts ist der Notar unverzüglich darüber zu unterrichten. 

11. Rechtsmängel
Der Ersteher übernimmt, soweit der Auslobungstext nicht anderes 
ausweist, alle im Grundbuch eingetragenen Grunddienstbarkeiten 
und beschränkte persönliche Dienstbarkeiten, Sanierungsvermerke 
sowie etwaige Dienstbarkeiten gemäß § 9 GBBerG unabhängig da-
von, ob sie bereits im Grundbuch eingetragen sind oder werden sowie 
altrechtliche nicht im Grundbuch eingetragene Dienstbarkeiten ohne 
Anrechnung auf den Kaufpreis. Dies gilt auch für Baulasten.

12. Notaranderkonto
Der zu hinterlegende Kaufpreis ist unbeschadet anderslautender 
Vorgaben im Auslobungstext auf einem Notaranderkonto zu verwah-
ren, für das die nachfolgend genannten, besonderen Regeln vorran-
gig gelten. Auf dieses ist auch die vom Auktionator treuhänderisch 
vereinnahmte Bietungssicherheit einzuzahlen. Hiervon abweichen-
de Vereinbarungen mit dem Veräußerer zwischen Zuschlag und Be-
urkundung erfolgen auf eigenes Risiko des Erstehers. Sie sollten 
– wenn überhaupt – nur mit insolvenzfesten Rechtssubjekten verein-
bart werden.

Für die Verwahrung des Kaufpreises auf einem Notaranderkonto 
gelten die folgenden Regelungen: Rückwirkende Wertstellung ist 
unzulässig. Zur Entgegennahme von Bargeld ist der Notar nicht be-
rechtigt. Der Notar wird allseits beauftragt, aus dem Kaufpreis die 
Forderungen der im Grundbuch eingetragenen Gläubiger nach Maß-
gabe der von diesen noch mitzuteilenden Salden zuzüglich etwaiger 
Vorfälligkeitsentschädigungen und Kosten abzulösen. Dabei hat der 
Notar die Berechtigung der Forderung im Einzelnen nicht zu prüfen. 
Der Notar ist berechtigt und bevollmächtigt, zur Herstellung der Bin-
dung der Gläubiger an die Aufgabeerklärung gem. § 875 (2) BGB die 
Löschungsbewilligungen, Pfandfreigabeerklärungen, Abtretungen 
und Briefe zu treuen Händen anzufordern und sie für die Beteiligten 
in Empfang zu nehmen. Kaufpreisteile, die zur Ablösung eingetrage-
ner Gläubiger benötigt werden, werden dem Notar zu diesem Zwecke 
schon jetzt hiermit abgetreten. Der Notar kann die Durchführung des 
Treuhandauftrages ablehnen, wenn die abzulösenden Gläubiger oder 
grundbuchlich zu sichernde Geldgeber des Erstehers ihm Auflagen 
machen, die die reibungslose Abwicklung des Treuhandauftrages 
stören. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn ein Treuhandauf-
trag eines ersteherseitigen Gläubigers befristet ist. Ferner kann er 
den Treuhandauftrag zurückgeben, wenn sich im Nachhinein heraus-
stellt, dass insgesamt die Abwicklung des Vertrages durch sich zum 
Beispiel widersprechende Treuhandauflagen vereitelt wird. 

Die durch die Verwahrung anfallenden Zinsen stehen dem Veräußerer 
zu. Wird der Hinterlegungsbetrag mangels Eigentumsumschreibung 
an den Hinterleger zurückbezahlt, so stehen die Zinsen dem Ersteher 
zu. Zahlungen vom Anderkonto erfolgen durch Überweisung von Bank 
zu Bank und bedürfen der im normalen Geschäftsgang üblichen Zeit. 
Der Kaufpreisanspruch ist erst erfüllt, wenn die Auszahlung des Be-
trages durch den Notar erfolgt ist oder der Betrag nach Auszahlungs-
reife auf Verlangen des Veräußerers auf dem Anderkonto verbleibt. 
Die notarielle Kaufpreisverwahrung löst eine besondere Gebühr aus. 
Die Kostentragung ist in Punkt 17 der Versteigerungsbedingungen 
vereinbart. Infolge der treuhänderischen Bindung ist im Übrigen eine 

Aufrechnung oder Zurückbehaltung in Ansehung des hinterlegten 
Betrages ausgeschlossen. Bei Auszahlungsreife ist der Notar be-
rechtigt, Kosten und Auslagen, die der Veräußerer in dieser oder einer 
anderen Auktionsangelegenheit zu tragen hat, aus dem für den Ver-
äußerer bereitstehenden Betrag vom Anderkonto zu entnehmen. 

13. Fälligkeit und Auszahlung
Soweit im Auslobungstext oder der Zuschlagsurkunde nichts ande-
res vorgesehen ist, hat die Hinterlegung innerhalb eines Monats ab 
Versteigerungstermin zu erfolgen. Bedarf der Vertrag einer behördli-
chen Genehmigung ist der Kaufpreis auch ohne das Vorliegen der be-
hördlichen Genehmigung fristgemäß zu hinterlegen, es sei denn der 
Auslobungstext oder die Zuschlagsurkunde sieht ausdrücklich etwas 
anderes vor. 

Die Auszahlung erfolgt,

a)	� wenn die ranggerechte Eintragung der Vormerkung am Ver-
tragsgegenstand zugunsten des Erstehers und die etwaige 
Eintragung erforderlicher Finanzierungspfandrechte erfolgt 
ist – jedoch nur sofern diese bis zum Vorliegen der übrigen Vor-
aussetzungen bestellt wurden – und 

b)	� die für den Grundbuchvollzug der Eigentumsumschreibung erfor-
derlichen behördlichen und sonstigen Genehmigungen, Beschei-
nigungen, Zustimmungen und Nachweise vorliegen – mit Aus-
nahme der steuerlichen Unbedenklichkeitsbescheinigung – und 

c)	� etwaige grundbuchfähige Lastenfreistellungsurkunden für 
nicht zu übernehmende Belastungen vorliegen, und

d)	� der hinterlegte Betrag ausreicht, um die ersteherseitig nicht zu 
übernehmenden Grundbuchbelastungen wegzufertigen.

Bei Verfügungen von Testamentsvollstreckern oder Insolvenzverwal-
tern ist nach der Auszahlung der jeweilige Vermerk zu löschen.

Falls vom Ersteher bedingungsgemäß nicht zu übernehmende Be-
lastungen im Grundbuch zu löschen sind, dürfen aus der hinterlegten 
Summe die zur Löschung erforderlichen Beträge einschließlich der 
hierfür entstehenden Gerichts- und Notarkosten entnommen wer-
den, sobald die vorstehenden Auszahlungsvoraussetzungen sämt-
lich vorliegen.

14. Verzug
Zahlt der Ersteher nicht fristgerecht, so stehen dem Veräußerer alle 
sich daraus ergebenden Ansprüche, insbesondere der Anspruch auf 
Verzugszins nach Maßgabe des §  288  BGB zu. Eine Rücktrittserklä-
rung vom Vertrag ist gegenüber der anderen Partei gesetzesschrift-
lich (§ 126 BGB) zu erklären. Durchschrift an den Notar wird erbeten. 
Für den jeweils erforderlichen frist- und formgerechten Zugang hat 
der Erklärende selbst Sorge zu tragen.

Jeder Ersteher und jeder in verdeckter Vollmacht handelnde Vertreter 
des Erstehers, der zur Beurkundung des Gebotes keine grundbuch-
fähige Vollmacht im Original oder in Ausfertigung vorlegt, ist zudem 
verpflichtet, sich sofort zu Protokoll des beurkundenden Notars der 
sofortigen Zwangsvollstreckung wegen des Meistgebotes gegen-
über dem Veräußerer zuzüglich fünf Prozentpunkten, bei Nicht-Ver-
brauchern neun Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jährlich 
hierauf ab dem Tage der Beurkundung des Vertrages zu unterwerfen 
und den amtierenden Notar unwiderruflich anzuweisen, dem Veräu-
ßerer eine vollstreckbare Ausfertigung zu erteilen. Sofern der Erste-
her nicht mehr anwesend ist, hat er diese Erklärung unverzüglich vor 
einem Notar nachzuholen.

15. Treuhandkonten Auktionshaus
Das Auktionshaus bestätigt, dass es für die von einem Auktionator 
als Treuhänder geführten Verwahrungskonten den üblichen Versi-
cherungsschutz abgeschlossen hat. Für ihn und seine Treuhandkon-
ten gelten im Streitfall die §§ 60, 61 BeurkG entsprechend. Vereinba-
ren die Vertragsteile in der Zuschlagsurkunde eine Hinterlegung auf 
einem Notaranderkonto, so gelten die für die Treuhandkonten in den 
Versteigerungsbedingungen enthaltenen Regeln sinngemäß mit den 
in Ziffer 12 enthaltenen Abweichungen. 



16. Aufgeld
Der Ersteher trägt das von ihm aufgrund des Zuschlags direkt an das 
Auktionshaus geschuldete Aufgeld. Dieses beträgt jeweils inklusive 
gesetzlicher Umsatzsteuer

a)	 bei einem Zuschlagspreis (Kaufpreis) bis € 19.999,00 
	 17,85 v. H.,

b)	 bei einem Zuschlagspreis von € 20.000,00 bis € 49.999,00 
	 11,90 v. H.,

c)	 bei einem Zuschlagspreis von € 50.000,00 bis € 99.999,00 
	 9,52 v. H.,

d)	 bei einem Zuschlagspreis ab € 100.000,00 
	 7,14 v. H.,

Das Entgelt für den Veräußerer beruht auf einer mit diesem getroffe-
nen individuellen Vereinbarung. Das vom Ersteher zu zahlende Auf-
geld und das vom Veräußerer zu zahlende Entgelt ist verdient, fällig 
und zahlbar bei Zuschlag bzw. mit Beurkundung des Kaufvertrages 
und unabhängig von der weiteren Abwicklung; eine Rückforderung ist 
ausgeschlossen, es sei denn, eine für die Wirksamkeit des Vertrages 
erforderliche behördliche oder gerichtliche Genehmigung wird end-
gültig versagt.

17. Kosten
Der Ersteher trägt,
a)	� die Gebühren und Auslagen für das Beurkundungsverfahren, 

für die Beurkundung des Kaufvertrages bzw. des Zuschlags-
protokolls und der Auflassung (Nachtrag), ferner alle damit 
verbundenen Vollzugs- und Betreuungsgebühren einschließ-
lich der von ihm verursachten Genehmigung(en) bzw. Voll-
machtsbestätigung(en) und ggf. die Kosten für seine Vertre-
tungsnachweise sowie für die Entwürfe und die Hinterlegung 
(Verwahrungsgebühr), jedoch nur soweit diese Gebühren und 
Auslagen nicht nach den vorliegenden Bedingungen vom Ver-
äußerer zu tragen sind;

b)	� die Kosten der grundbuchlichen Eintragungen (mit Ausnah-
me der Löschungskosten der vom Veräußerer zu löschenden 
Rechte) und der Löschung der Vormerkung, der Grundbuchaus-
züge, Gebühren der Behörden, Grunderwerbsteuer und sonsti-
ger etwa erforderlicher Zustimmungen

c)	� die Gebühren (bspw. Kontoführungsgebühren) des das Notar-
anderkonto führenden Kreditinstituts. 

Der Veräußerer trägt,
a)	� die Kosten für die von ihm verursachten Genehmigung(en), 

bzw. Vollmachtsbestätigung(en) und ggf. die Kosten für seine 
Vertretungsnachweise, 

b)	� die Kosten für die Löschung nicht übernommener Belastungen 
im Grundbuch – mit Ausnahme der Vollzugsgebühr – 

c)	 etwaige Treuhandgebühren

d)	� die Verwahrungsgebühren, die aufgrund Ablösung eingetrage-
ner Gläubiger im Grundbuch anfallen 

e)	� die Verwahrungsgebühren, die aufgrund vom Veräußerer vor-
gelegter Abtretungserklärungen anfallen, sofern der Notar 
dadurch Auszahlungen vom Anderkonto direkt an die Abtre-
tungsempfänger vornimmt.

18. Eigentumsumschreibung
Es wird darauf hingewiesen, dass die Umschreibung des Eigentums 
im Grundbuch von verschiedenen behördlichen Genehmigungen 
und Negativattesten abhängig sein kann, auf die der Notar in der 
Vertragsurkunde hinweist. Die Einholung der hierfür erforderlichen 
Zeugnisse und Genehmigungen erfolgt durch die jeweils im Kaufver-
trag bezeichneten Zentralnotare am Ort der Versteigerung. Dieser ist 
ermächtigt, Grundbuchauszüge anzufordern. Er ist zur Entgegennah-
me von Genehmigungen aller Art und ggf. deren Mitteilung an andere 
Vertragsparteien sowie zur Entgegennahme einer solchen Mitteilung 
für die jeweils andere Vertragspartei ermächtigt. Ablehnende, mit 
Auflagen versehende oder anfechtbare Bescheide von Behörden sind 
den Vertragsbeteiligten jedoch unmittelbar zuzustellen; Abschrift an 
den Notar wird erbeten. 

Der Antrag auf Eigentumsumschreibung ist vom Notar zu stellen, 
wenn die Auszahlungsreife des zuvor vollständig hinterlegten Kauf-
preises erreicht ist, nicht jedoch bevor die anderen vom Ersteher 
beizubringenden Unterlagen zur Umschreibung des Eigentums vor-
liegen, wenn dem Notar die steuerliche Unbedenklichkeitsbescheini-
gung des Finanzamts vorliegt und wenn alle Notarkosten beglichen 
wurden. Das gilt auch bei Veräußerung durch den Insolvenzverwalter- 
oder Testamentsvollstrecker, es sei denn dem Notar ist nachgewie-
sen, dass dessen Berechtigung zwischenzeitlich erloschen ist.

19. –

20. Gerichtsstand
Gerichtsstand ist das Amtsgericht bzw. Landgericht des jeweiligen 
Ortes der Versteigerung, sofern das Gesetz keinen anderen Gerichts-
stand zwingend vorschreibt.

21. Sonstiges
Hinweis nach § 36 VSBG: Die Sächsische Grundstücksauktionen AG 
sowie der Veräußerer sind weder bereit noch verpflichtet, an Streit-
beilegungsverfahren vor einer Verbraucherstelle teilzunehmen.

Dresden, im Juni 2024

SÄCHSISCHE GRUNDSTÜCKSAUKTIONEN AG 
Katja Müller-Pflugbeil 
Vorstand 

Urkundenrolle Nr. 2395/2024-H des Notars Prof. Dr. Heribert Heckschen, Dresden, vom 17.06.2024.


